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Hohe energetische Gebäudestandards bedürfen einer detail-
lierteren Planung, keine Frage, und nicht alles, was technisch 
machbar ist, muss auch sinnvoll sein. Langfristig führt jedoch 
auch aus wirtschaftlicher Sicht kein Weg am klimafreund
lichen Bauen vorbei. Oder anders ausgedrückt: Da klima-
freundliches Bauen notwendig ist, werden die wirtschaft
lichen Rahmenbedingungen mehr und mehr darauf hinwir-
ken. Wie? Das wollen wir anhand zehn häufig gestellter Fragen 
skizzieren.

1. Im Jahr 2023 wurde intensiv über eine Ver-
pflichtung zum Austausch von Gasbrennern durch 
Wärmepumpen diskutiert – hat sich das erledigt?
Jein. Langfristig stehen die Zeichen bei der Wärmeerzeugung 
klar auf dem Ausstieg aus Erdgas, Erdöl und Kohle. Mit diesen 
fossilen Brennstoffen werden heute rund 80 % aller deutschen 
Wohnungen beheizt; mit Emissionen im Höhe von 115 Millio-
nen Tonnen CO

2
-Äquivalenten im Jahr 2021 trägt der Gebäu-

debetrieb damit zu ca. 15 % zu den deutschen CO
2
-Emissionen 

bei. Da so die Sektorziele nach dem Klimaschutzgesetz ver-
fehlt werden, führt kein Weg an der Wärmewende – sprich: 
dem Abschied von Gas- und Ölheizungen – vorbei. [1, 2]
Ein explizites Umstellungsgebot ist gesetzlich aber erst für 
das Jahr 2045 vorgesehen: Bis dahin sollen in Deutschland 
keine fossil betriebenen Heizungsanlagen mehr in Betrieb 
sein; vorerst soll es ausreichen, wenn 65 % der Wärmeenergie 
aus erneuerbaren Quellen erzeugt wird. [1] Druck zum Aus-
tausch sollte sich daher kurzfristig vor allem dadurch erge-
ben, dass für CO

2
-Emissionen Kosten in Rechnung gestellt 

werden. Dies erfolgt bereits jetzt in Form der CO
2
-Steuer. Von 

der Wirksamkeit solcher ökonomischen Mechanismen hängt 
es ab, inwieweit es doch noch zu expliziten Verboten kommen 
wird. Ein mindestens ökonomischer Tauschdruck wird früher 
oder später in jedem Szenario bestehen. 

2. Welche politischen Hintergründe und zeitlichen 
Zielvorstellungen gibt es für die Wärmewende?
Alle operativen Maßnahmen rund um die Wärmewende ge-
hen letztlich auf das Pariser Abkommen aus dem Jahr 2015 zu-
rück: Mit diesem völkerrechtlichen Vertrag haben sich fast alle 
Staaten der Erde zu Anstrengungen verabredet, um die globale 
Erwärmung zu begrenzen, und zwar auf maximal 2 °C, mög-
lichst aber um 1,5 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau. 
Hauptansatzpunkt ist dabei, die weltweiten CO

2
-Emissionen 

deutlich zu reduzieren – jedoch ohne konkrete Zielvorgaben 
zu machen. [3] Dafür wäre bei durch Wärmepumpen versorg-
ten Mehrfamilienhäusern z. B. ein Endenergieverbrauch in 

Höhe von max. 45 kWh pro Quadratmeter Wohnfläche und 
Jahr bei einer Photovoltaik-Erzeugung von mind. 60 kWh pro 
Quadratmeter überbauter Fläche nötig. [4]
Innerhalb der Europäischen Union erfolgt ein abgestimmtes 
Vorgehen ihrer Mitgliedsländer mit deutlich konkreteren Vor-
haben. Die Europäische Kommission hat im sogenannten eu-
ropäischen grünen Deal das Ziel formuliert, Europa bis zum 
Jahr 2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent zu machen. 
Auf dem Weg dorthin sollen gemäß dem Gesetzgebungspaket 
„Fit for 55“ die Netto-Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 
2030 um 55 % gegenüber dem Jahr 1990 gesenkt werden. [5]
Konkreter für den Gebäudesektor wird die Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, deren Neufassung im 
März 2023 vom europäischen Parlament in erster Lesung be-
schlossen wurde und deren konkrete Vorschriften nun mit 
dem Rat verhandelt werden. [6] Das Zielbild sieht einen Ge-
bäudebestand aus sogenannten Nullemissionsgebäuden vor, 
deren sehr geringer Energiebedarf rein aus erneuerbaren 
Energien gedeckt wird, die möglichst am Gebäude selbst er-
zeugt werden. Als Obergrenze für den Primärenergiebedarf 
von Gebäuden in der kontinentalen Klimazone sind dabei 
65 kWh/(m²a) vorgesehen. [7]

3. Sind die Ziele der Wärmewende technisch über-
haupt erreichbar?
Ja. Zu diesem Ergebnis kommen die BIG-5-Studien zur Ener-
giewende. Das heißt nicht, dass von heute auf morgen alle 
Wohnungen auf nicht fossile Heizung umgestellt werden kön-
nen bzw. müssen. Erwartet und den Prognosen zugrunde ge-
legt werden ca. 6 Mio. installierte Wärmepumpen im Jahr 
2030 und ca. 15 Mio. Wärmepumpen im Jahr 2045. Dazu wird 
mit mind. 1,6 % pro Jahr eine deutlich höhere Gebäude-
Sanierungsrate als noch im Jahr 2020 (1,0 %) angenommen. [8]

4. Ist beim Heizen mit erneuerbaren Energie-
trägern überhaupt noch Wärmedämmung 
notwendig?
Ja! Die Ausbauszenarien der Stromversorgung gehen nur 
dann auf, wenn zwei Dinge zusammenkommen: Die Wärme
erzeugung erfolgt effizient, etwa mit einer Wärmepumpe, 
und es wird deutlich weniger Wärme zur Raumheizung und 
Warmwasserbereitung benötigt als heute. Nur einer dieser 
Hebel alleine reicht nicht aus, wie folgende Überschlagsrech-
nung nahelegt. [9]
Der gesamte deutsche Gebäudebestand hat derzeit einen 
jährlichen Energiebedarf von ca. 960 TWh. Würde zu dessen 
Deckung einfach nur elektrische Energie im Verhältnis 1:1 in 
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Wärmeenergie umgewandelt, bedeutet dies einen jährlichen 
Strombedarf, der fast doppelt so hoch ist wie die gesamte heu-
tige Stromerzeugung. Tatsächlich wird dem Gebäudesektor 
für 2045 ein Strombudget von ca. 300 TWh zugerechnet. Dazu 
wird angenommen, dass sich der Heizenergiebedarf um etwa 
ein Drittel reduziert und außerdem die benötigte Energie effi-
zient erzeugt wird.
Diese bundesweite Überlegung geht auch mit einer gebäude-
bezogenen Überlegung Hand in Hand: Wenn ohne Dämmung 
auf eine strombasierte Heizung umgestellt wird, wird deutlich 
mehr Strom für das Heizen benötigt, sodass dieser – ange-
sichts der knappen Erzeugungsmöglichkeiten – entsprechend 
teurer würde.
Vorstehende Überlegungen basieren auf rein strombasierten 
Heizsystemen. Heizen mit Biomasse oder Fernwärme würde 
zwar den Druck auf die Stromversorgung entlasten. Aller-
dings sind die Einsatzmöglichkeiten dieser Alternativen be-
schränkt, und auch für diese gilt, dass sie als Alternativen 
umso besser und breiter nutzbar sind, je stärker der Wärme
energiebedarf durch Dämmung reduziert werden kann.

5. Sollte zuerst gedämmt oder erst eine 
Wärmepumpe installiert werden?
Wirtschaftlicher ist es meist, zuerst zu dämmen. Ein höherer 
Wärmeschutz reduziert die Heizlast und damit die benötigte 
Leistung der Wärmepumpe. Während die Kosten eines Gas-
brenners nur geringfügig von seiner Leistung abhängen, spielt 
dies bei Wärmepumpen eine größere Rolle.
Weiterhin hängt die laufende Wirtschaftlichkeit einer Wärme-
pumpe von der zu erzeugenden Vorlauftemperatur ab. Zwar 
sind heutzutage auch bis zu 70 °C über Wärmepumpen mög-
lich, wie sie mit fossilen Energieträgern in Bestandsbauten 
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häufig erzeugt werden. Die Effizienz, ausgedrückt durch das 
Verhältnis zwischen Strominput und Wärmeoutput (Jahresar-
beitszahl), geht bei Wärmepumpen mit so hohen Vorlauftem-
peraturen jedoch merklich zurück. Mit einer umfassenden 
Wärmedämmung der Gebäudehülle können deutlich niedri-
gere Vorlauftemperaturen erreicht werden und auf den Einbau 
einer Fußbodenheizung kann ggf. verzichtet werden. [10]
Wird in einen unsanierten Altbau zuerst eine Wärmepumpe 
installiert, wird die Zeit bis zu einer Wärmedämmung also 
unnötig verteuert. Sobald gedämmt wird, kann es dazu kom-
men, dass die auf einen zu großen Wärmebedarf ausgelegte 
Wärmepumpe moduliert, d. h. auf volle Leistung schaltet und 
dann wieder ausschaltet; dies erhöht den Verschleiß und ver-
ringert die Effizienz. 

6. Lohnt sich Wasserstoff als Energieträger und 
somit jetzt der Kauf eines H2-ready-Brenners?
Nein. Wasserstoff wird aktuell noch weit überwiegend unter 
Freisetzung von CO

2
 aus Erdgas hergestellt. Mit dem Ziel der 

Klimaneutralität ist letztlich nur der sogenannte grüne Was-
serstoff vereinbar, der per Elektrolyse aus Wasser gewonnen 
wird, und zwar mithilfe von erneuerbar gewonnenem Strom. 
Dieser Weg wird immer teurer sein, als den Strom direkt per 
Wärmepumpe zu nutzen.
Wird erneuerbar erzeugter Strom in einer Wärmepumpe ge-
nutzt, kann daraus mit aktueller Technik ungefähr das Drei- 
bis Vierfache an Wärmeenergie erzeugt werden. Beim Umweg 
über Wasserstoff werden hingegen durch Verluste bei der 
Elektrolyse und in der Wasserstoff-Brennwerttherme nur ca. 
60 % der Ausgangsenergie als Wärme nutzbar. Das macht die 
Wärmepumpe insgesamt etwa fünf- bis sechsmal so effizient 
wie eine auf grünem Wasserstoff basierende Gastherme. [11]

Quelle: Deutsche Energie-Agentur GmbH (Hrsg.) (dena, 2021). „dena-Leitstudie Aufbruch Klimaneutralität“.
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Die laufenden Kosten beim Heizen mit Wasserstoff dürften 
aktuell überschlägig auch etwa fünfmal höher als bei einer 
Wärmepumpe liegen. Wird einbezogen, dass mit Wasser-
stoff-Heizen auch die Stromnachfrage zunehmen würde, ver-
schlechtert sich dieses Verhältnis weiter. Es würde also eines 
technischen Quantensprungs bedürfen, damit Wasserstoff 
für Endanwender relevant wird.
Dem kann allerdings die Speicherfähigkeit von Wasserstoff 
entgegengestellt werden: Dieser ließe sich grundsätzlich be-
reits in Zeiten – oder Regionen – mit günstiger Strompro
duktion herstellen, um erst später verheizt zu werden. Es ver-
bleibt aber letztlich immer der deutlich höhere Wirkungs-
grad im letzten Prozessschritt der Wärmeerzeugung, sodass 
es in der Breite effizienter ist, solchen Wasserstoff zentral in 
Strom umzuwandeln und dezentral Wärmepumpen zu nut-
zen.

7. Welche Rolle wird die CO2-Steuer spielen?
Eine entscheidende Rolle. Denn konzeptionell soll sie ja gera-
de einen Ausstieg aus fossilen Energieträgern bewirken. Das 
folgende Beispiel zeigt auf, welche Rolle die CO

2
-Steuer bereits 

kurz- und mittelfristig dabei spielen wird:
Ein typisches Einfamilienhaus des Baujahres 1980 hat eine 
beheizte Wohnfläche von 196 m² und benötigt im Original
zustand (mittlerer U-Wert der Hüllfläche: 0,98 W/(m²K)) 
Nutzwärme (Heizung und Warmwasser) von 160 kWh/m² im 
Jahr. [12] Bei einer Gas-Brennwertheizung mit 90 % Wirkungs-
grad führt dies zu einem Erdgas-Verbrauch von insgesamt ca. 
35 000 kWh, was 9,2 t CO

2
-Emissionen entspricht und, auf einer 

Kostenbasis von 0,12 €/kWh im Bereich der aktuellen Gas-
preisbremse, ca. 4200 € jährliche Heizkosten (ohne CO

2
-

Steuer) zur Folge hat.
Per 2024 beläuft sich die CO

2
-Steuer auf 45 € pro t CO

2
-Emis

sion; dadurch erhöhen sich die Heizkosten um ca. 410 € pro 
Jahr. Um eine CO

2
-Reduktion um 55 % bis 2030 zu erzielen, 

wurde in einer Studie ein notwendiger CO
2
-Preis von 275 €/t 

ermittelt. [13] Dies summiert sich für das Beispielhaus auf ca. 
2530 € im Jahr – ein Aufschlag von 60 % auf die Kostenbasis. 
Ein solch erheblicher Kostenblock sollte bei Sanierungsüber-
legungen vermutlich besser schon jetzt einbezogen werden.
Mit einer zukunftweisenden Wärmedämmung dieses Bei-
spielgebäudes (mittlerer U-Wert der Hüllfläche: 0,23 W/(m²K)) 
lässt sich der Nutzenergiebedarf um mehr als zwei Drittel auf 
51 kWh/m² im Jahr reduzieren. [12] Dies übersetzt sich in ent-
sprechend geringere CO

2
-Emissionen und laufende Kosten. 

Konkret reduzieren sich die laufenden Heizkosten inklusive 
mittelfristig prognostizierter CO

2
-Steuer so jährlich um knapp 

4580 € auf unter 1950 €. Wird angesetzt, dass die Sanierungs-
kosten über die (typischerweise 40 Jahre lange) Nutzungs
dauer der Bauteile wieder hereinkommen sollen, hat die CO

2
-

Steuerersparnis einen Wert von ca. 180 000 €.

8. Spiegeln sich energetische Sanierungsmaß-
nahmen im Immobilienwert wider?
In aller Regel: Ja, zumindest nach den Prinzipien der Immo-
bilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) und den Be-
obachtungen von Angebotspreisen seitens der Deutschen 
Bundesbank. 

Quelle: Deutsche Energie-Agentur GmbH (Hrsg.) (dena, 2021). „dena-Leitstudie Aufbruch Klimaneutralität“.

Energiebedarf und -verwendung im Gebäudesektor
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In der ImmoWertV ist der Effekt einer Sanierung dabei inter-
essanterweise weniger darauf zurückzuführen, dass die Ener-
giekosten sinken (beim Ertragswertverfahren für vermietete 
Immobilien) oder dass die Bausubstanz des Gebäudes ge-
stärkt wird (beim Sachwertverfahren für selbstgenutzte Im-
mobilien). Vielmehr wird den sanierten Immobilien eine län-
gere Nutzungsdauer zugeschrieben: Der Wert der Immobilien 
steigt also vor allem deshalb, weil die sanierten Gebäude ein 
Stück mehr Zukunft bekommen. [14]
Bei den Angebotspreisen reduziert sich der Immobilienwert 
pro Stufe in der Energieeffizienzklasse um ungefähr fünf 
Prozentpunkte: Ein Wohnhaus mit Effizienzklasse E ist also 
ca. 30 % günstiger als eines in Effizienzklasse A+. [15]
Entsprechend kann auch der Immobilienwert als Entschei-
dungsmaßnahme über Sanierungen herangezogen werden. 
Allerdings darf die Kostenersparnis nicht zum Wertgewinn 
hinzuaddiert werden, da diese explizit oder implizit bereits in 
der Wertveränderung berücksichtigt ist.

9. Werden die Sanierungskosten durch den Wert
gewinn kompensiert?
Jein. Gerade bei älteren Gebäuden, die quasi noch im Origi-
nalzustand sind, steht irgendwann sowieso eine Modernisie-
rung an, wenn diese eine Zukunft haben sollen; durch erstens 
Bauteile und Anlagentechnik, die auf viele Jahre nutzbar sind, 
und zweitens zeitgemäße Energiekosten und modernen 
Wohnkomfort wird also Wert geschaffen. Das wäre natürlich 
auch auf einem energetischen Mindestniveau denkbar. Aller-
dings ist der zusätzliche Aufwand für richtig klimafreundli-
che Sanierungstiefen mit Passivhaus-Komponenten dann in 
der Regel so gering, da meist nur geringe zusätzliche Kosten 
anfallen.
Ein solcher Mehrwert, auf welchem Niveau auch immer, ent-
steht nicht aus dem Nichts. Daher bleibt nichts anderes übrig, 
als die konkreten Möglichkeiten für jede Immobilie durch
zurechnen.
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10. Sollte gleich auf den höheren Effizienzstandard 
saniert werden, der für eine Förderung nötig ist?
Ja. Die energetischen Anforderungen der KfW und der BAFA 
für eine Förderung liegen ein Stück über dem vom GEG gefor-
derten Niveau. Wenn Maßnahmen sowieso gemacht werden 
müssen, ist damit letztlich die Frage, ob die Förderung höher 
als die Mehrkosten für die zusätzliche Bauqualität (Dämm-
stärke, Effizienz …) ist. Dies dürfte in den allermeisten Fällen 
gegeben sein. [14]

Jetzt wäre es natürlich spannend, diese Fragen für Ihre kon-
krete Immobilie zu beantworten. Sehr nützlich dürfte dazu 
eine Energieberatung sein, aus der sich auch das Einsparpo-
tenzial ergibt. Die Kosten konkreter Maßnahmen schätzt eine 
Energieberatung allerdings eher grob ab; da wird es dann auf 
das Einholen und Vergleichen von Angeboten hinauslaufen. 
Für eine frühere Planungsphase kann sich der Blick in die ge-
nutzten Studien lohnen, die auch als Quellen dienten.
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